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Vergaberegelungen NRW in der CV-Pandemiekrise: 

Es wird folgendes geregelt:  

• Es muss für Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge bis zu einem voraussichtlichen 

Auftragswert von 3 000 Euro ohne Umsatzsteuer kein Vergabeverfahren durchgeführt 

werden.  

Für Vergabeverfahren, die im Zusammenhang mit dem Gesundheitsschutz und der 

Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes zur Eindämmung der Pandemie stehen, gelten bei 

Liefer- und Dienstleistungen folgende Hinweise:  

Unterhalb der EU-Schwellenwerte:  

• Für den Einkauf von Waren und Dienstleistungen, die der Eindämmung und 

kurzfristigen Bewältigung der Corona-Epidemie und/oder der Aufrechterhaltung des 

Dienstbetriebs dienen, wird die Anwendung der Unterschwellenvergabeordnung bis 

zum 30. Juni 2020 ausgesetzt. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

bleibt weiterhin zu berücksichtigen.  

Oberhalb der EU-Schwellenwerte: 

• Leistungen können sehr schnell und effizient über das Verhandlungsverfahren ohne 

Teilnahmewettbewerb beschafft werden. In der aktuellen Situation sind die 

Voraussetzungen für den Einkauf von Leistungen über Verhandlungsverfahren ohne 

Teilnahmewettbewerb gegeben, die der Eindämmung und kurzfristigen Bewältigung 

der Corona-Epidemie und/oder der Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs dienen: 

Zum Beispiel und nicht abschließend die Beschaffung von Heil- und Hilfsmitteln, 

mobilen Geräten der Informationstechnik, Videokonferenztechnik und 

Leitungskapazitäten für die Informationstechnik. 

• Angebote können formlos und ohne die Beachtung konkreter Fristvorgaben eingeholt 

werden. Nach Würdigung der Gesamtumstände sind auch sehr kurze Fristen bis hin zu 

null Tagen denkbar. 

• Sollten es die Umstände – wie in der jetzigen Situation – erfordern, kann auch nur ein 

Unternehmen angesprochen werden, wenn nur dieses Unternehmen in der Lage sein 

wird, den Auftrag unter den durch die zwingende Dringlichkeit auferlegten 

technischen und zeitlichen Zwängen zu erfüllen.  

Ausweitung bestehender Verträge: 

• Nach § 132 Abs. 2 GWB besteht zudem die Möglichkeit, bereits bestehende Verträge 

im Einvernehmen der Vertragsparteien zu verlängern und wertmäßig auszuweiten, 

ohne dass hierfür ein neues Vergabeverfahren durchgeführt werden muss. 

• Es müssen folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

o Änderung/Ausweitung erforderlich aufgrund des Vorliegens von Umständen, 

die der öffentliche Auftraggeber im Rahmen seiner Sorgfaltspflichten nicht 

vorhersehen konnte, 
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o keine Änderung des Gesamtcharakters des Auftrags aufgrund der 

Vertragsänderung, -verlängerung und/oder -ausweitung, 

o der Preis darf nicht um mehr als 50 % des Wertes des ursprünglichen Auftrags 

erhöht werden. 

• Die Voraussetzung (1) ist angesichts der aktuellen Sachlage zur Entwicklung der 

Corona-Pandemie gegeben: Weder die dynamische Entwicklung der Ausbreitung des 

COVID-19-Erregers noch die daraus resultierenden konkreten Bedarfe konnten in 

ihrem Umfang und der Kurzfristigkeit ihrer Erforderlichkeit auch bei Beachtung aller 

Sorgfaltspflichten vorhergesehen werden. 

Der Gesamtcharakter (Voraussetzung (2)) des Vertrags würde dann geändert, wenn z.B. 

anstelle einer Lieferleistung eine Dienstleistung eingekauft würde. Keine Änderung des 

Gesamtcharakters liegt z.B. vor, wenn lediglich die Liefermengen der vereinbarten Leistung 

erhöht werden oder ein bestehender Liefervertrag über bestimmte medizinische Hilfsmittel 

um weitere Gegenstände ergänzt wird, die dem gleichen oder einem ähnlichen Zweck gelten.  

Grundsatz für alle Vergabeverfahren:  

• Aufgrund einer möglichen, schlechten Erreichbarkeit von Beschäftigten in den 

Behörden oder von Wirtschaftsteilnehmern sollten in den Vergabeverfahren nur 

solche Nachweise gefordert werden, die zwingend und unabdingbar erforderlich sind. 

Es ist immer zu hinterfragen, ob im Einzelfall tatsächlich eine unterschriebene 

Referenzbestätigung einer anderen Behörde oder gegebenenfalls etwaige 

Verpflichtungserklärungen wie beispielsweise bei der Unterauftragsvergabe 

einzuholen sind. Hier ist mit Augenmaß zu handeln und der Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit einzuhalten. Dies gilt für alle Anwendungsbereiche, auch im Hoch 

und Tiefbau.  

Zahlungen:  

• Es ist sicherzustellen, dass Rechnungen von Wirtschaftsteilnehmern für abgewickelte 

Aufträge zügig und innerhalb des vereinbarten Zahlungsziels bezahlt werden.  

Inkrafttreten, Außerkrafttreten:  

Der Erlass des FM und des MWIDE tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft und am 31. 

Dezember 2020 außer Kraft.  

Das Rundschreiben des BMWE trat mit Veröffentlichung in Kraft.  

Dokumentation:  

Um nach der Pandemie nachweisen zu können, dass bestimmte Aufträge unter die oben 

geschilderten Ausnahmen fielen, ist seitens der Bedarfsstelle ein Vermerk zu fertigen, woraus 

sich dies ergibt.  

Hinweis: Für alle anderen Vergabeverfahren, die nicht unter die o. g. Ausnahmen fallen, 

gelten die bisherigen gesetzlichen Bestimmungen weiter. 
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